 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101892/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***51*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,

***ABf1-Adr***, vertreten durch Dr. ¥**50*** ***52*** (jber die Beschwerde vom 31. August
2023 gegen den Bescheid liber die Festsetzung einer Abgabenerhéhung gemall § 29 Abs. 6
FinStrG des Finanzamtes Osterreich vom 5. Juni 2023 betreffend Abgabenerhéhung 01.2016-
12.2021 Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

l. Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen. Der Spruch
des angefochtenen Bescheides wird wie folgt abgedndert:

Abgabe Mehrbetrag Abgabenerhohung 15%
Umsatzsteuer 2016 38,66 5,80
Einkommensteuer 2016 1.150,00 172,50
Umsatzsteuer 2017 4.311,65 646,75
Einkommensteuer 2017 9.071,00 1.360,65
Umsatzsteuer 2018 9.819,79 1.472,97
Einkommensteuer 2018 14.020,00 2.103,00
Umsatzsteuer 2019 829,70 124,46
Einkommensteuer 2019 4.744,00 711,60
Umsatzsteuer 1-12/2020 5.040,95 756,14
Umsatzsteuer 1-12/2021 2.247,84 337,18

Summe: 7.691,05

Die Abgabenerh6hungen nach § 29 Abs. 6 FinStrG werden mit € 7.691,05 festgesetzt.
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Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgeric
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 5.6.2023 wurde gemaR § 29 Abs. 6 Finanzstrafgesetz (FinStrG)
Abgabenerhdhung von € 7.690,95 festgesetzt und folgende Aufgliederung zu den
Bemessungsgrundlagen vorgenommen:
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eine

Abgabenart /Zeitraum Mehrbetrag
Umsatzsteuer 2016 € 38,66
Einkommensteuer 2016 € 1.150,00
Umsatzsteuer 2017 €4.311,65
Einkommensteuer 2017 € 9.071,00
Umsatzsteuer 2018 €9.819,79
Einkommensteuer 2018 € 14.020,00
Umsatzsteuer 2019 € 829,70
Einkommensteuer 2019 €4.744,00
Umsatzsteuer 2020 € 5.040,95
Umsatzsteuer 2021 €2.247,84
Summe der Mehrbetrage € 51.273,59
davon Abgabenerhdhung 15 % € 7.690,95

Zur Begriindung wird im Bescheid ausgefiihrt:

GemaR § 29 Abs. 6 FinStrG tritt strafbefreiende Wirkung von anlasslich einer

finanzstrafbehordlichen Nachschau, Beschau, Abfertigung oder Prifung von Biichern oder

Aufzeichnungen erstatteten Selbstanzeigen hinsichtlich zumindest grob fahrldssig begangener
Finanzvergehen nur insoweit ein, als neben den verkiirzten Abgaben auch eine festzusetzende
Abgabenerhohung rechtzeitig entrichtet wird. Die Hohe dieser Abgabenerhéhung bemisst sich

mit einem Prozentsatz der Summe der sich aus der Selbstanzeige ergebenden Mehrbetrage.

Die Héhe dieses Prozentsatzes betragt 5 %. Ubersteigt die Summe 33.000,00 €, betrigt der

Prozentsatz 15 %, Ubersteigt sie 100.000,00 €, betragt der Prozentsatz 20 % und Ubersteigt die

Summe 250.000,00 € betragt der Prozentsatz 30 %.

Die gegenstandliche Selbstanzeige wurde anlasslich einer AuBenpriifung gem. § 147 Abs. 1

BAO erstattet. Aufgrund des mit der Selbstanzeige dargelegten Fehlverhaltens liegt zumindest

grob fahrldssige Tatbegehung vor. Aufgrund der sich aus der Selbstanzeige ergebenden Summe
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der Mehrbetrage von € 51.273,59 ist die Abgabenerhéhung gem. § 29 Abs. 6 FinStrG mit 15 %
zu bemessen.”

% %k %k %

Dagegen richtet sich die nach zweimaliger Fristverlangerung am 31.8.2023 eingebrachte
Beschwerde mit folgenden Ausfiihrungen:

»Im Namen und im Auftrag unserer oben naher bezeichneten Mandantschaft erheben wir
gegen den Bescheid vom 2023 06-05, mit welchem eine Abgabenerhéhung gem. § 29 (6)
FinStrG von € 7.690,95 festgesetzt wurde, das Rechtsmittel der Beschwerde und begriinden
dies wie folgt: Wie aktenkundig waren fiir die U 2020 und 2021 zum Zeitpunkt

der Selbstanzeige weder Erklarungen eingereicht noch diese Jahre bereits amtswegig
veranlagt. Die Steuererklarungen U 2020 und 2021 wurden zwar zeitgleich mit der
Selbstanzeige eingereicht, die Veranlagung ist aber jeweils erklarungsgemald im Zuge der
AuBenpriifung erfolgt. Die sich ergebenden Zahllasten 2020 in Hohe von € 5.040,95 und 2021 €
2.247,84 stellen zwar Abweichungen gegenliber den Summen der unterjahrig eingereichten
UVAs dar, allerdings waren auf dem Abgabenkonto stets diese Nachforderungen weit
Ubersteigende Guthaben vorhanden. Die Voraussetzungen fiir eine Abgabenerhéhung liegen
uE insoweit nicht vor. Wir stellen daher den Antrag, die U 2020 und 2021 aus der BMG
auszuscheiden und die Abgabenerh6hung auf Basis der verbleibenden Mehrbetrage von €
43.984,80 festzusetzen mit € 6.597,72. Fur allfallige Rickfragen in diesem Zusammenhang
stehen wir gerne zur Verfligung und verbleiben, fir Ihre Erledigung im Voraus dankend, mit
freundlichen GrifRRen.”

* % % %k

Die Beschwerde wurde mit Beschwerdevorentscheidung vom 25.2.2025 als unbegriindet
abgewiesen und dies so begriindet:

,Lt. Priifungsbericht vom 6.6.2023 — Tz.3. wurde Selbstanzeige im Zuge des Priifungsbeginns
zur USO des ZR 9/2021 — 3/2022 erstattet. Selbstanzeige wurde fir USt und ESt 2012-2019, die
korrigierten USt-Erklarungen 2020 und 2021, sowie Korrekturen der UVAs 2022 bis dato,
erstattet.

§ 29 Abs 6 FinStrG besagt: ,Werden Selbstanzeigen anlasslich einer finanzbehordlichen
Nachschau, Beschau, Abfertigung oder Priifung von Blichern oder Aufzeichnungen nach deren
Anmeldung oder sonstigen Bekanntgabe erstattet, tritt strafbefreiende Wirkung hinsichtlich
vorsatzlich oder grob fahrlassig begangener Finanzvergehen nur unter der weiteren
Voraussetzung insoweit ein, als eine mit einem Bescheid der Abgabenbehdrde festzusetzende
Abgabenerhdhung unter sinngemaler Anwendung des Abs. 2 entrichtet wird.”
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(Die Abgabenerhohung betragt in diesem Fall 15 % der Summe der sich aus den Selbstanzeigen
ergebenden Mehrbetrage.)

Die Selbstanzeige wurde in diesem Fall zwischen Anmeldung zur Prifung und Prifungsbeginn
erstattet. Auch wenn der urspriingliche Prifungszeitraum 9/2021 — 3/2022 umfasste, sind
samtliche Abgaben und Zeitrdume - auch die USt-Jahreserklarungen 2020 und 2021 - in die
Berechnung der Abgabenerhohung miteinzubeziehen, da die Selbstanzeige ,,anlasslich einer
finanzbehordlichen Prifung” erstattet wurde.

Zusatzlich ergaben die USt-Veranlagungen fiir 2020 und 2021 Zahllasten, welche
Abweichungen gegenliber den unterjahrig eingereichten UVAs darstellten.

Der Tatbestand der vorsatzlichen, bzw. zumindest bedingt vorsatzlichen Abgabenverkiirzung ist
hier jedenfalls gegeben, da hier Abgaben, die selbst zu berechnen sind, ganz oder teilweise
nicht entrichtet (abgefiihrt) wurden.

Dass auf dem Abgabenkonto diese Nachforderungen durch stets vorhandene Guthaben
jederzeit abgedeckt gewesen waren, andert nichts am vorhandenen Tatbestand, der zum
Zeitpunkt der Selbstanzeige bezlglich der laufenden Umsatzsteuern bereits verwirklicht war.
Das Guthaben war nicht den einzelnen Umsatzsteuerzeitradumen zugeordnet.

Die sofortige Abdeckung der nachgemeldeten USt fiir 2020 und 2021 konnte lediglich zur
strafbefreienden Wirkung der Selbstanzeige beitragen.

Beim Bescheid zur Abgabenerhéhung gem. § 29 Abs. 6 Finanzstrafgesetz waren daher auch die
Abgabenarten und Zeitraume USt 2020 und 2021 als Bemessungsgrundlage zu erfassen. Der
Bescheid wurde korrekt berechnet.

* % % %k

Dagegen richtet sich der Vorlageantrag vom 24.3.2025:

»Mit Selbstanzeige vom 2022-10-31, von Frau ***1*** personlich ibernommen am 2022-11-
02, wurde eine unrichtige umsatz- und ertragssteuerliche Behandlung diverser von
Familienangehorigen genutzter Wohnungen in der Liegenschaft ***2*** offengelegt.

Erldutert wurden auch die im Zuge unserer Aufarbeitung zu Tage getretenen
Kommunikationsméangel zwischen den involvierten Personen - Mandantin (Pensionistin),
Hausverwaltung und steuerlicher Vertretung. Die Abgabenbehorde hat sich anlasslich der
AuBenpriifung einen sorgfaltigen, persdnlichen Eindruck verschafft und den offengelegten
Sachverhalt sowie die Ursachen eingehend gewiirdigt. Auf diesem Grund hat sich die Priifung
auch auf den Zeitraum ab 2016 beschrankt. Aus dem Akteninhalt nicht ableitbar und als
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Begriindung flr die Abweisung unseres Beschwerdebegehrens untauglich erscheint die in der
Begriindung der BVE aufscheinende, bloRe Behauptung:

Der Tatbestand der vorsatzlichen, bzw. zumindest bedingt vorsatzlichen Abgabenverkiirzung ist
jedenfalls gegeben, da hier Abgaben, die selbst zu berechnen sind, ganz oder teilweise nicht
entrichtet (abgefiihrt) worden sind. Verkannt wird hier offenbar, dass objektive und subjektive
Tatbestandselemente zu unterscheiden sind und aus dem Vorliegen ersterer nicht auch
automatisch auf die Verwirklichung zweiterer geschlussfolgert werden kann. Da im Ubrigen
eine Abgabenerhohung voraussetzt, dass die subjektive Tatseite zumindest als grobe
Fahrlassigkeit zu beurteilen ist, sehen wir aufgrund des von der Abgabenbehdrde festgestellten
Sachverhalts auch dies nicht als gegeben an. Wir ersuchen daher, entweder in einer 2.

BVE den angefochtenen Bescheid ersatzlos aufzuheben oder innerhalb offener Frist unsere
Beschwerde mit dem gleichen Begehren der Abgabenbehorde zweiter Instanz zur
Entscheidung vorzulegen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

Gemdf3 § 29 Abs. 1 FinStrG wird, wer sich eines Finanzvergehens schuldig gemacht hat, insoweit
straffrei, als er seine Verfehlung darlegt (Selbstanzeige). Die Darlegung hat, wenn die
Handhabung der verletzten Abgaben- oder Monopolvorschriften dem Zollamt Osterreich
obliegt, gegeniiber diesem, sonst gegenliber einem Finanzamt oder dem Amt fiir
Betrugsbekdmpfung zu erfolgen. Sie ist bei Betretung auf frischer Tat ausgeschlossen.

Abs. 2: War mit einer Verfehlung eine Abgabenverkiirzung oder ein sonstiger Einnahmenausfall
verbunden, so tritt die Straffreiheit nur insoweit ein, als der Behérde ohne Verzug die fiir die
Feststellung der Verkiirzung oder des Ausfalls bedeutsamen Umstéinde offen gelegt werden,
und binnen einer Frist von einem Monat die sich daraus ergebenden Betriige, die vom Anzeiger
geschuldet werden, oder fiir die er zur Haftung herangezogen werden kann, tatséichlich mit
schuldbefreiender Wirkung entrichtet werden. Die Monatsfrist beginnt bei selbst zu
berechnenden Abgaben (§§ 201 und 202 BAO) mit der Selbstanzeige, in allen (ibrigen Féllen mit
der Bekanntgabe des Abgaben- oder Haftungsbescheides zu laufen und kann durch Gewédhrung
von Zahlungserleichterungen (§ 212 BAO) auf héchstens zwei Jahre verléngert werden. Lebt die
Schuld nach Entrichtung ganz oder teilweise wieder auf, so bewirkt dies unbeschadet der
Bestimmungen des § 31 insoweit auch das Wiederaufleben der Strafbarkeit.

Abs. 3: Straffreiheit tritt nicht ein,

a) wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige Verfolgungshandlungen (§ 14 Abs. 3) gegen den
Anzeiger, gegen andere an der Tat Beteiligte oder gegen Hehler gesetzt waren,

b) wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige die Tat hinsichtlich ihrer objektiven
Tatbestandsmerkmale bereits ganz oder zum Teil entdeckt und dies dem Anzeiger bekannt war
oder die Entdeckung der Verletzung einer zollrechtlichen Verpflichtung hinsichtlich ihrer
objektiven Tatbestandsmerkmale unmittelbar bevorstand und dies dem Anzeiger bekannt war,
oder
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¢) wenn bei einem vorsdtzlich begangenen Finanzvergehen die Selbstanzeige anldflich einer
finanzbehérdlichen Nachschau, Beschau, Abfertigung oder Priifung von Biichern oder
Aufzeichnungen nicht schon bei Beginn der Amtshandlung erstattet wird, oder

d) bereits einmal hinsichtlich desselben Abgabenanspruches, ausgenommen Vorauszahlungen,
eine Selbstanzeige erstattet worden ist.

Abs. 5: Die Selbstanzeige wirkt nur fiir den Anzeiger und fiir die Personen, fiir die sie erstattet
wird.

Abs. 6: Werden Selbstanzeigen anlésslich einer finanzbehérdlichen Nachschau, Beschau,
Abfertigung oder Priifung von Biichern oder Aufzeichnungen nach deren Anmeldung oder
sonstigen Bekanntgabe erstattet, tritt strafbefreiende Wirkung hinsichtlich vorsdtzlich oder
grob fahrlédssig begangener Finanzvergehen nur unter der weiteren Voraussetzung insoweit ein,
als auch eine mit einem Bescheid der Abgabenbehérde festzusetzende Abgabenerh6hung unter
sinngemdfSer Anwendung des Abs. 2 entrichtet wird. Die Abgabenerh6hung betréigt 5 % der
Summe der sich aus den Selbstanzeigen ergebenden Mehrbetrégen. Ubersteigt die Summe der
Mehrbetrége 33 000 Euro, ist die Abgabenerh6hung mit 15 %, lbersteigt die Summe der
Mehrbetrége 100 000 Euro, mit 20 % und lbersteigt die Summe der Mehrbetrége 250 000
Euro, mit 30 % zu bemessen. Insoweit Straffreiheit nicht eintritt, entfdllt die Verpflichtung zur
Entrichtung der Abgabenerhéhung, dennoch entrichtete Betrdge sind gutzuschreiben. Die
Abgabenerhéhung gilt als Nebenanspruch im Sinne des § 3 Abs. 2 lit. a BAO.

Abs. 7: Wird eine Selbstanzeige betreffend Vorauszahlungen an Umsatzsteuer im Zuge der
Umsatzsteuerjahreserkldrung erstattet, bedarf es keiner Zuordnung der Verkiirzungsbetrége zu
den einzelnen davon betroffenen Voranmeldungszeitrdumen.

Gemdf3 § 33 Abs. 1 FinStrG macht sich der Abgabenhinterziehung schuldig, wer vorsdtzlich
unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht eine
Abgabenverkiirzung bewirkt.

Abs. 2 lit a: Der Abgabenhinterziehung macht sich weiters schuldig, wer vorsétzlich unter
Verletzung der Verpflichtung zur Abgabe von dem § 21 des Umsatzsteuergesetzes 1994
entsprechenden Voranmeldungen eine Verklirzung von Umsatzsteuer (Vorauszahlungen oder
Gutschriften) bewirkt und dies nicht nur fiir méglich, sondern fiir gewif3 hdlt.

Abs. 3 lit. a: Eine Abgabenverkiirzung nach Abs. 1 oder 2 ist mit Bekanntgabe des Bescheides
oder Erkenntnisses, mit dem bescheidmdfig festzusetzende Abgaben zu niedrig festgesetzt
wurden oder wenn diese infolge Unkenntnis der Abgabenbehérde von der Entstehung des
Abgabenanspruches mit dem Ablauf der gesetzlichen Erkldrungsfrist (Anmeldefrist,
Anzeigefrist) nicht festgesetzt werden konnten, bewirkt.

Abs. 3 lit. c: mit Bekanntgabe des Bescheides oder Erkenntnisses, mit dem Abgabengutschriften,
die bescheidmdfig festzusetzen sind, zu Unrecht oder zu hoch festgesetzt wurden.

Abs. 3 lit. d: wenn Abgabengutschriften, die nicht bescheidmdfig festzusetzen sind, zu Unrecht
oder zu hoch geltend gemacht wurden.

Gemdfs § 49 Abs. 1 lit. a FinStrG macht sich einer Finanzordnungswidrigkeit schuldig, wer
vorsdtzlich Abgaben, die selbst zu berechnen sind, insbesondere Vorauszahlungen an
Umsatzsteuer, nicht spdtestens am fiinften Tag nach Fdlligkeit entrichtet oder abfiihrt, es sei
denn, dass der zustdndigen Abgabenbehérde bis zu diesem Zeitpunkt die Hohe des
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geschuldeten Betrages bekanntgegeben wird; im Ubrigen ist die Versdumung eines
Zahlungstermines fiir sich allein nicht strafbar;

b) durch Abgabe unrichtiger Voranmeldungen (§ 21 des Umsatzsteuergesetzes 1994)
ungerechtfertigte Abgabengutschriften geltend macht.

Gemdf3 § 8 Abs. 1 FinStrG handelt vorsdtzlich, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der
einem gesetzlichen Tatbild entspricht; dazu genligt es, dass der Tditer diese Verwirklichung
ernstlich flir méglich hélt und sich mit ihr abfindet.

Abs. 2: Fahrldssig handelt, wer die Sorgfalt auf3er acht IdfSt, zu der er nach den Umstdnden
verpflichtet und nach seinen geistigen und kérperlichen Verhdltnissen befdhigt ist und die ihm
zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, daf$ er einen Sachverhalt verwirklichen kénne, der
einem gesetzlichen Tatbild entspricht. Fahrldssig handelt auch, wer es fiir méglich hdlt, daf3 er
einen solchen Sachverhalt verwirkliche, ihn aber nicht herbeifiihren will.

Abs. 3: Grob fahrléissig handelt, wer ungewdhnlich und auffallend sorgfaltswidrig handelt,
sodass der Eintritt eines dem gesetzlichen Tatbild entsprechenden Sachverhaltes als geradezu
wahrscheinlich vorhersehbar war.

Zum Verwaltungsgeschehen:

Dem BFG wurden handschriftliche Aufzeichnungen der Betriebspriferin zur
Prifungsanmeldung bei der abgabepflichtigen Beschwerdefiihrerin, die unter der StNr.
*xAI*E* steuerlich erfasst ist, vorgelegt. Es hat zur Priifung am 7.6.2022, 11.7.2022, 16.8.2022,
22.8.2022 und 26.9.2022 Gesprache mit der steuerlichen Vertretung gegeben.

Die Bekanntgabe des Priifungsauftrages vom 30.5.2022 fiir eine Umsatzsteuernachschau fir
9/2021 bis 3/2022 wurde am 2.11.2022 vom steuerlichen Vertreter unterfertigt.

Es wurde Selbstanzeige angekreuzt und bei Prifungsbeginn Selbstanzeige erstattet.
Selbstanzeige mit Datum 31.10.2022:
,SELBSTANZEIGE

iSd & 29 FinStrG im Namen unserer oben naher bezeichneten Mandantschaft sowie der
folgenden Personen/Verbande geben wir vor Beginn der USt-Nachschau des FA Osterreich -
Dienstelle Baden Madling fir den Zeitraum 2021-09 bis 2022-03 vorsichtshalber in Form einer
Selbstanzeige fur:

***4***, Ang.’ geb ***5***' ***6***
***7***, Ang.’ geb ***8***' ***9***
***10***, HV, ***12***, ***11***

¥XK]REK GF geb, ¥RFLLF*E p A KHE]]REF

7 von 24



Seite 8 von 24
KRR SREE HVBH geb, KF*GHR* kx| 7Hkk
x4k k% \VP/SLB, geb, ¥F*1QH*K KxkQkk*
kKD RRX IR gah *AEDDRRR ) A Kk
#kR)IHAK GIR BA gaby, KFHQARRE p A KRx)QEEK
FRRQTHAK GIR BA gaby, KRAGHRRK Kkx)THEK
*4%)gHkx BIBH geb, ¥k*QQHk® kkxZQkkk
KK RRR B ooy KRXZDRAK KAKIhkk
folgenden Sachverhalt bekannt:

Unsere Mandantschaft ist aufgrund eines Schenkungsvertrages vom ***34%*** y a,
Eigentlimerin der Liegenschaft ***35*** |m Zuge der Vorbereitung der Unterlagen fir die
oben naher bezeichnete USt-Nachschau haben wir festgestellt, dass aufgrund von offenkundig
gewordenen Kommunikationsmangeln und Missverstandnissen zwischen den involvierten, in
der Selbstanzeige ndaher bezeichneten Personen die Umsatz- und ertragssteuerrechtliche
Behandlung diverser, von Familienangehorigen genutzter Wohnungen bei dieser Liegenschaft
bislang unzutreffend war.

Im Einzelnen handelt es sich dabei um die

> top. 5-6 - die Wohnung mit einer Nutzflache von 141,65 m2 war seit 1979-11-01 bis zu
seinem Tod am ***46*** an den Ehegatten unserer Mandantschaft, Herrn ***36*** geb.
**x37*%** vermietet. Der HMZ in den Jahren 2012 bis 2015 betrug jeweils netto € 168,60 p.a.
2016 bis 2016-06-30 wurde von der Verlassenschaft ein HMZ in gleicher Hohe, somit insgesamt
netto € 84,30 entrichtet. Diese Betrdage wurden, ebenso wie die anteiligen Betriebskosten,
jeweils einer USt von 10 % unterzogen. Eine Kirzung von Werbungskosten oder
Vorsteuerbetragen ist nicht erfolgt. Ab 2016-07-01 wurde die Wohnung in der Zinsliste als
Eigennutzung gefiihrt und weder ein HMZ berechnet, noch eine Kiirzung von Werbungskosten

oder Vorsteuerbetragen vorgenommen.
Ebenso wurden ab diesem Zeitpunkt auch die Betriebskosten nicht mehr der USt unterzogen.

> top. 7-8 - die Wohnung mit einer Nutzflache von 119,11 m 2 ist seit 2008-09-01 an den Sohn
unserer Mandantschaft, Herrn ***38*** yermietet. Der HMZ betrug jeweils netto p.a. in 2012
€1.437,88,2013 € 1.461,48, 2014 € 1.504,92, 2015 und 2016 € 1.526,64, 2017 € 1.562,48,
2018 € 1.580,40, 2019 € 1.623,84, 2020 und 2021 € 1.645,56 und in 2022 von 2022-01 bis
2022-04 jeweils netto p.M. € 137,13 sowie seit 2022-05 jeweils netto p.M. € 145,15. Diese
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Betrage wurden, ebenso wie die anteiligen Betriebskosten, jeweils einer USt von 10 %
unterzogen. Eine Kiirzung von Werbungskosten oder Vorsteuerbetragen ist nicht erfolgt.

> top. 12 - die Wohnung mit einer Nutzflache von 60,45 m2 ist seit 2008 an die Tochter unserer
Mandantschaft, Frau ***39***_ vermietet. Der HMZ betrug jeweils netto p.a. in 2012 und 2013
€ 621,60, 2014 € 644,80, 2015 bis 2017 € 656,40, 2018 € 684,50, 2019 bis 2021 € 690,12 und in
2022 von 2022-01 bis 2022-04 jeweils netto p.M. € 57,51 sowie 2022-05 und 2022-06 jeweils
netto p.M. € 60,65 und seit 2022-07 jeweils netto p.M. € 63,96. Diese Betrage wurden, ebenso
wie die anteiligen Betriebskosten, jeweils einer USt von 10 % unterzogen. Eine Kiirzung von
Werbungskosten oder Vorsteuerbetragen ist nicht erfolgt.

Richtigerweise hatte unsere Mandantschaft aber die betreffenden top. 5-6, 7-8 und 12 - infolge
nicht fremdublicher Vermietung an nahe Angehdérige - aus den Berechnungen der
Umsatzsteuer und der Einkiinfte aus V+V ausnehmen und anteilige Kiirzungen der Vorsteuer
sowie der Werbungskosten vornehmen missen.

Weiters wurde im Zuge der Uberarbeitung festgestellt, dass bei einem 2018 fiir die
Liegenschaften ***35%*** **xfQ*** ynd ***41*** gufgenommenen Kredit
Finanzierungskosten nicht auf die Kreditlaufzeit verteilt worden sind, ebenso bei einem 2019
fir die Liegenschaft ***40*** gufgenommenen, weiteren Kredit.

Nunmehr offengelegt werden daher vorsichtshalber die Korrekturen gegeniliber den USt-
Veranlagungen der Jahre 2012 bis 2019, die korrigierten USt-Erklarungen 2020 und 2021 sowie
die Korrekturen der UVAs 2022 bis dato, jeweils It. beigefligter Anlage ,,2012-2022 Korrekturen
ust".

Ebenso offengelegt werden daher vorsichtshalber die Korrekturen der Einklinfte V+V
gegenlber den ESt-Veranlagungen der Jahre 2012 bis 2019, sowie die korrigierten Einklinfte
V+V flr die Jahre 2020 und 2021, jeweils It. beigefligter Anlage ,,2012-2021 Korrekturen
Einklnfte V+V".

Wir ersuchen, diese Versehen zu entschuldigen und aufgrund der Verjahrungsbestimmungen
maximal fur die Jahre 2016 bis 2019 im Wege einer Wiederaufnahme Korrekturen der
Veranlagungen It. Anlagen ,,2012-2022 Korrekturen USt" und ,,2012-2021 Korrekturen
Einkinfte V+V" bzw. flir 2020 und 2021 erkldrungsgemale Veranlagungen It. beigefiigten
Erklarungen sowie fiir 2022-01 bis 2022-09 Festsetzungen der Umsatzsteuervorauszahlungen
It. Anlage ,2012-2022 Korrekturen USt" durchzufiihren.

Als Anlage Uberreichen wir schliefilich die nachstehend angefiihrten Unterlagen:

2012 bis 2022 Korrekturen USt, 2012 bis 2019 Korrekturen Einklinfte V+V, 2020 und
Steuererklarungen Ul, El, 3x Elb, Llab samt Berechnungen
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Far allfallige Rickfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfligung und verbleiben, fur
Ihre Erledigung im Voraus dankend.

Am Prifungsauftrag E und U fir die Jahre 2013 bis 2021 wurde mit Datum 31.1.2023 keine
Selbstanzeige angekreuzt.

Niederschrift zum Priifbericht vom 22.5.2023:

Die Niederschrift wurde von der Priiferin und vom steuerlichen Vertreter unterschrieben.
Feststellungen

Tz. 1 Allgemein Ubersicht

Folgende Vermietungen sind vorhanden:

***42***
***43***

***44***

Die Liegenschaft ***42*** erwarb Frau ***Bf1*** durch eine Schenkung im 5/1996.

Die Liegenschaft ***40*** erwarb Frau ***Bf1*** im Wege Todesfall nach ihrem Gatten
*¥AXAG*** yerstorben am *¥**4e***

Die Liegenschaft ***44*** erwarb Frau ***Bf1*** im Wege Todesfall - nach ihrem Gatten

¥XEAS*** yerstorben am ***46***

In der Liegenschaft ***42*** sind folgende Wohnungen/Tops nicht fremdvermietet, sondern
werden eigengenutzt bzw. durch die Kinder genutzt.

Top 5-6 Nutzung durch Frau ***Bf1*** — bzw. ihren verstorbenen Gatten - Nutzflache 141,65

m2

Top 7-8 Nutzung durch Herrn ***47*** gep, ***5*** (Sohn) - Nutzflache 119,11 m2
Top 12 Nutzung durch Frau ***48*** geb. ***8*** (Tochter) - Nutzflache 60,45 m2
Fir alle drei Objekte ist die Hausverwaltung ***49*** ***171%*** heauftragt.

Fir den Zeitraum 9/2021 - 3/2022 wurde eine Umsatzsteuerprifung begonnen. Aufgrund der
abgegebenen Selbstanzeige wurde die Umsatzsteuersonderpriifung in eine Betriebsprifung fir
den Zeitraum 2013 - 2021 umgewandelt.
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Tz. 2 Abgabenhinterziehung

Am 2.11.2022 wurde Selbstanzeige betreffend der Eigennutzung der Tops 5-6, 7-8 und 12 in
der Liegenschaft ***42*** erstattet.

Die Selbstanzeige beinhaltet die unrichtige Entrichtung und Abgabe falscher Steuererklarungen
der Einkommensteuer 2012 - 2021 sowie die unrichtige Entrichtung und Abgabe falscher
Steuererklarungen der Umsatzsteuer 2012 - 2021.

Frau ***Bf1*** ist seit 5/1996 Eigentlimerin der Liegenschaft und erzielt Einklinfte aus
Vermietung und Verpachtung.

In der Selbstanzeige wurde die Nutzung wie folgt dargelegt:

Top 5-6 Nutzung durch Frau ***Bf1*** bzw bis zu seinem Tod (verstorben am ***46***) der
Gatte ***45*** geb ***37***

Top 7-8 Nutzung durch Herrn ***47*** gep ***5*** (Sohn)
Top 12 Nutzung durch Frau ***48*** gep, ***8*** (Tochter)

In der Selbstanzeige wurde weiters angegeben, dass die Abgabenpflichtige richtigerweise die
betreffend der Tops 5-6, 7-8 und 12 - infolge nicht fremdublicher Vermietung an nahe
Angehdrige -aus den Berechnungen der Umsatzsteuer und der Einkiinfte aus Vermietung und
Verpachtung ausnehmen und anteilige Kiirzung der Vorsteuern und Werbungskosten
vornehmen hatte miissen (Anmerkung: Dieser Satz ist unvollstandig).

Zum Teil erfolgten betreffend dieser Tops umfangreiche Sanierungen.

Aus Abfragen aus dem Melderegister ist erkennbar, dass ***47*** yom 5.11.2002 - 2.12.2008
das Top 12 und ab 2.12.2008 das Top 7-8 als Hauptwohnsitz nutzt

***Bf1*** ab 3.1.2008 das Top 5-6 als Nebenwohnsitz nutzt.

*E*X48*** das Top 7-8 vom 26.6.1996 - 10.7.2008 als Hauptwohnsitz nutzt und das Top 12
zumindest ab 3.12.2008 nur Nutzung zur Verfligung gestellt wurde

*EEAGERXX gep, *¥F*FITH** _yerstorben ***46*** das Top 5-6 ab 23.6.1971 bis zu seinem Tod
als Hauptwohnsitz genutzt hat.

Die Liegenschaft ist wie folgt aufgeteilt:
Gesamtflache 1.241,24 m?

Geschaft Backerei 329,65 m?, leer/Keller 44,03 m? nicht nutzbar (davor Kellerlokal)
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Geschaft Friseur 71,71 m?
Top 5-6, 141,65 m? Eigennutzung
Top 7-8, 119,11 m? Eigennutzung
Top 9, 66,64 m? vermietet
Top 10, 78,81 m? vermietet
Top 11, 62,08 m? vermietet
Top 12, 60,45 m? Eigennutzung
Top 13, 67,25 m? vermietet
Top 14, 77,30 m? vermietet
Top 15, 62,11 m? vermietet
Top 16, 60,45 m? vermietet
Nutzbare Flache 1.197,21 m?, Eigennutzung 321,21 m? das sind 26,83 %

Bei den Berechnungen wurden bei allgemeinen Aufwendungen diese und die darauf
entfallende Vorsteuern um 26,83 % gekurzt

Bei den Berechnungen wurden bei Aufwendungen samt den darauf entfallenden Vorsteuern,
die die eigengenutzten Tops betreffen, diese um 100% gekdirzt.

GemalR § 119 BAO sind die fiir den Bestand und Umfang einer Abgabenpflicht bedeutsamen
Umstande vom Abgabenpflichtigen nach Maligabe der Abgabenvorschriften offenzulegen. Die
Offenlegung muss vollstandig und wahrheitsgemaR erfolgen. Der Offenlegung dienen

insbesondere Abgabenerklarungen.

GemadR § 120 BAO haben die Abgabenpflichtigen ihrem zustandigen Finanzamt alle Umstande
anzuzeigen, die hinsichtlich einer Abgabe vom Einkommen, Vermogen, Ertrag oder Umsatz die
persénliche Abgabenpflicht begriinden, andern oder beendigen.

Aus diesen Vorschriften ergibt sich einerseits, dass Eintragungen in Abgabenerklarungen
vollstandig und wahrheitsgemal erfolgen missen und andererseits Umstande, welche die
personliche Abgabenpflicht hinsichtlich der Einkommensteuer und Umsatzsteuer dndern, der
Abgabenbehorde angezeigt werden miissen.

Die Abgabenpflichtige hat es unterlassen, dieser zuletzt aufgezeigten, gemall § 120 BAO
gebotenen Anzeigepflicht von Umstanden, welche die personliche Steuerpflicht dndern,
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nachzukommen. Zur Verwirklichung des Tatbestandes ist nicht die genaue Kenntnis des
hinterzogenen Abgabenbetrages bzw. der Besteuerungsgrundlagen notwendig.

Bedingter Vorsatz ist gegeben, wenn der Tater die Verwirklichung des Unrechts des
Sachverhaltes nicht anstrebt, nicht einmal die Bestimmtheit mit dem Eintritt des verpdnten
Erfolges rechnet, dies jedoch fir méglich halt, d.h. als naheliegend ansieht und einen solchen
Erfolg hinzunehmen gewillt ist (VwWGH vom 19.10.1987, 86/15/0120).

Im ggstl. FAIl ist der Tatbestand der Abgabenzinterziehung gemaR § 33 Abs 1 FinStrG somit
hinsichtlich der Jahre 2013 bis 2021 erfillt. GemaR § 207 Abs 2 BAO kommt somit eine
zehnjahrige Verjahrungsfrist zur Anwendung.

Tz. 3 Selbstanzeige

Am 2.11.2022 wurde Selbstanzeige erstattet und umfangreiche Neuberechnungen der
Umsatzsteuern und Einkiinften aus Vermietung betreffend die Liegenschaft in ***42***
erstattet.

Die Selbstanzeige beinhaltet auch die Verteilung der Geldbeschaffungskosten betreffend
aufgenommener Kredite aus den Jahren 2018 und 2019 fiir die Objekte ***42%** ***g3**x*

und ***44x%*

Die Selbstanzeige wurde im Zuge des Priifungsbeginns zur Umsatzsteuersonderprifung des
Zeitraumes 9/2021 - 3/2022 erstattet.

Im Zuge der Selbstanzeige wurden die Einkommensteuererklarungen samt Beilagen (3mal E1lb)
und Umsatzsteuererklarungen fiir die Jahre 2020 und 2021 abgegeben.

Tz. 4 Prifablauf

Fir die Umsatzsteuersonderpriifung erfolgte die Anmeldung am 16.5.2022 beim steuerlichen
Vertreter ***53*** Es wurde fiir 7.6.2022 ein Termin vereinbart.

Aufgrund Erkrankung des steuerlichen Vertreters wurde der Termin 7.6.2022 kurzfristig
abgesagt.

Es erfolgten mehrfach Anrufe beim steuerlichen Vertreter bzw. wurden Nachfragen per mail
betreffend einem neuen Priifbeginn gestellt.

Durch Erkrankungen (auch Corona) und Urlaube der steuerlichen Vertretung wurde
letztendlich erst am 2.11.2022 ein Termin zum Prifungsbeginn vereinbart.

Es wurden Unterlagen beim steuerlichen Vertreter abverlangt. Die Vorerfassung der Belege,
Erstellung der UVA's, Einzelsteuernachweise, Berechnung der
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Instandhaltungen/Instandsetzungen/Herstellungsaufwendungen, Zehntel/Flinfzehntel-
Berechnungen, Zinslisten, Baubegleitung erfolgt durch die Hausverwaltung ***49***,

Laut Angaben des steuerlichen Vertreters liegen die Unterlagen bei der Hausverwaltung. Auch
durch Erkrankungen und Mitarbeiterproblemen bei der Hausverwaltung kam und kommt es zu
Verzogerungen bei der Bereitstellung der Unterlagen.

Tz. 5 Berechnungen

Im Zuge der Selbstanzeige wurden umfangreiche Berechnungen vorgelegt.

Die Berechnungen Uber die vorzunehmenden Korrekturen liegen in der Beilage bei.
Festgestellter Sachverhalt:

Die Bemessungsgrundlagen der Abgabenerhéhung ergeben sich aus der Selbstanzeige vom
31.10.2022, die zu Mehrergebnissen einer abgabenrechtlichen Prifung gefiihrt hat.

Die Selbstanzeige wurde nach Priifungsanmeldung anlasslich einer Umsatzsteuernachschau
erstattet. Die Prifungshandlung war der Anlass fir die Richtigstellung von Vorsteuerabziigen
und Betriebsausgaben, die im Zusammenhang mit Vermietung von Wohnungen einer im
Eigentum der Bf. befindlichen Liegenschaft zu nicht fremdiblichen Konditionen geltend

gemacht wurden.
Die Selbstanzeige wurde bei Prifungsbeginn erstattet und enthélt Taternennungen.

Die Verkiirzungsbetrage und die Abgabenerh6hung wurden gem. § 29 Abs. 2 FinStrG durch
Verrechnungen mit am Abgabenkonto der Bf. bestehenden Guthaben entrichtet.

Die Umsatzsteuervoranmeldungen wurden von der Hausverwaltung erstellt, die

Jahreserklarungen vom steuerlichen Vertreter.

Der Sachverhalt ergibt sich aus der Selbstanzeige, dem Priifbericht zur abgabenbehérdlichen
Prifung und dem Abgabenkonto der Abgabepflichtigen und ist unstrittig.

Es ist nunmehr im Beschwerdeverfahren zu prifen, ob die Anspruchsgrundlage fiir eine
Abgabenerhdhung nach § 29 Abs. 6 FinStrG gegeben sind.

Priifung nach § 29 Abs. 2 FinStrG:

Die Umsatzsteuernachforderungen waren binnen Monatsfrist ab Selbstanzeigenerstattung zu
entrichten.

Die Einkommensteuernachforderungen sowie die Abgabenerhéhung waren innerhalb der
Monatsfrist ab bescheidmaRiger Festsetzung zu entrichten.
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Die Nachforderungen am Umsatzsteuer 2020 € 5.040,95 und Umsatzsteuer 2021 € 2.247,84
wurden am 31.5.2023 verbucht und mit dem am Abgabenkonto bestehenden Guthaben
verrechnet.

Am Buchungstag 5.6.2023 scheinen Nachforderungsbuchungen zu U 2016 € 38,66, E 2016 €
1.150,00, U 2017 4.311,65, E 2017 € 9.071,00, U 2018 € 9.819,79, E 2018 € 14.020,00, U 2019 €
829,70, E 2019 € 4.744,00 sowie die Abgabenerhéhung von € 7.690,35 auf.

Zu diesem Zeitpunkt bestand am Abgabenkonto ein Guthaben von € 83.573,54, mit dem die
Abgabennachforderungen verrechnet wurden.

In der Monatsfrist ab Nachmeldung der Umsatzsteuernachforderungen bestand am
Abgabenkonto ebenfalls ein Guthaben von mehr als € 86.000,00, die Nachforderungen waren
somit ordnungsgemal’ nach Selbstanzeigenerstattung abgedeckt.

Die gesetzeskonforme Entrichtung der mit Selbstanzeige einbekannten Nachforderungsbetrage
und der Abgabenerhéhung liegt vor.

Priifung nach § 29 Abs. 5 FinStrG:
Es sind Tatermeldungen erfolgt.

Priifung einer abgabenrechtlichen Verdachtslage zum Vorliegen von Finanzvergehen als
Anspruchsgrundlage fiir eine Abgabenerh6hung nach § 29 Abs. 6 FinStrG:

Zu den Anforderungen an eine Beweislage zum Vorliegen einer hinterzogenen Abgabe in
einem Abgabenverfahren hat der EGMR am 11.6.2024 in der Rechtssache CASE OF NEALON
AND HALLAM v. THE UNITED KINGDOM (Applications nos. 32483/19 and 35049/19)
ausgefihrt, dass in einem Abgabenverfahren einer Person keine
strafrechtliche/finanzstrafrechtliche Verantwortung angelastet werden dirfe. Es steht nur den
Strafverfolgungsbehorden und Strafgerichten zu Personen finanzstrafrechtlich zu beschuldigen.

Ob Abgaben hinterzogen sind, bildet eine Vorfrage nach § 116 Abs 1 BAO.

Der VfGH hat in seinem Ablehnungsbeschluss vom 26.11.2024, E 1095/2023, keine Bedenken
gegen die Anwendung unterschiedlicher Beweisregeln im Finanzstrafverfahren und im
Abgabenverfahren gehegt und der VWGH steht ebenfalls in dieser Judikaturlinie (siehe VwWGH
11. 2. 2025, Ra 2023/15/0103 und Ra 2023/15/010).

Es ist somit im Abgabenverfahren zur Festsetzung einer Abgabenerhéhung als Vorfrage nach §
116 BAO zu prifen, ob tatsdchlich ein Finanzvergehen vorliegt/mehrere Finanzvergehen
vorliegen, welches/welche durch die Selbstanzeige straffrei werden bzw. ob es einen nunmehr
wegfallenden Grund fiir eine Verbandsverantwortlichkeit geben kann. Diese Priifung bezieht
sich auch auf die subjektive Tatseite, wobei eine Wiirdigung der Beweislage nach den
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abgabenrechtlichen Bestimmungen zu erfolgen hat und der Zweifelsgrundsatz nach § 98 Abs. 3
FinStrG nicht zur Anwendung gelangt. Es geniigt daher die abgabenrechtliche Annahme einer
Wahrscheinlichkeit und darf im Abgabenverfahren auch kein dariiber hinausgehender
finanzstrafrechtlicher Tatverdacht gegen eine Person oder einen Verband gedufiert werden.

Objektiver Tatbestand:
2016:

Zur Umsatzsteuer 2016 erging wegen Nichtabgabe der Umsatzsteuerjahreserklarung ein
Schatzungsauftrag. Die Abgaben wurden gem. § 184 BAO im Schatzungsweg ermittelt. Am
11.3.2019 erging ein Schatzungsbescheid mit einer Zahllast von € 10.000,00. Nach Beschwerde
wurde am 13.8.2019 ein neuerlicher Bescheid mit einer Gutschrift von € 51.318,01 erlassen.

Mittels UVAen war zuvor eine Zahllast von € 6.546,72 bekannt gegeben worden, die Behérde
war somit bei Ablauf der Erklarungsfrist in Kenntnis von der Entstehung des
Abgabenanspruches und hat in der Folge mit € 10.000,00 geschatzt.

Ein finanzstrafrechtlich ahndbarer Versuch der Verkiirzung der Jahresumsatzsteuer 2016 liegt
jedoch nicht vor, da tatsachlich eine Gutschrift angefallen ist und somit bei Nichtabgabe der
Jahreserklarung mit Ablauf der Erklarungsfrist kein Finanzvergehen bewirkt wurde.

In der Folge hat sich jedoch durch die Selbstanzeige ergeben, dass die mit der Jahreserklarung
geltend gemachte Gutschrift Gberhoht war.

Objektiv ist damit mit Zustellung des durch Einreichung der unrichtigen Erklarung erwirkten
Bescheides vom 13.8.2019 die Verkirzung einer bescheidmalig festzusetzenden Abgabe
erfolgt. Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1 FinStrG, in der Fallvariante nach Abs. 3 lit. c FinStrG.

Auch die Einkommensteuer 2016 musste wegen Nichtabgabe einer
Einkommensteuererklarung geschatzt werden und wurde mit Erstbescheid vom 11.3.2019 mit
€ 10.500,00 festgesetzt.

Im Zeitpunkt des Ablaufes der Erklarungsfrist war die Behorde nicht in Kenntnis von der
Entstehung des Abgabenanspruches, jedoch stand tatsdchlich wiederum eine Gutschrift zu,
somit liegt kein Finanzvergehen mit Ablauf der Erklarungsfrist durch Erklarungsunterlassung

vor.

Am 13.8.2019 wurde im Beschwerdeweg ein neuerlicher Einkommensteuerbescheid erwirkt,
der zu einer Gutschrift von € 2.892,00 fihrte.

Auf Grund der abgabenbehordlichen Priifung ergab sich, dass die Gutschrift fir E 2016
tatsachlich lediglich € 1.742,00 betragt.
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Objektiv ist damit mit Zustellung des durch Einreichung der unrichtigen Erklarung erwirkten
Bescheides vom 13.8.2019 die Verkiirzung einer bescheidmaRig festzusetzenden Abgabe
erfolgt. Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1 FinStrG, in der Fallvariante nach Abs. 3 lit. ¢ FinStrG.

2017:

Am 18.7.2019 wurde elektronisch eine Umsatzsteuererklarung fiir das Jahr 2017 eingereicht,
die zu einer bescheidmaRigen Festsetzung vom 13.8.2019 mit einer Gutschrift von € 2.345,70
geflihrt hat.

Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 1.965,95 verbucht.

Es liegt objektiv eine vollendete Abgabenverkiirzung im Ausmald von € 4.311,65 vor.
Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1 FinStrG, wiederum durch Geltendmachung einer nicht in
dieser GroRenordnung zustehenden Gutschrift.

Die Einkommensteuererklarung fir das Jahr 2018 flihrte zu einer bescheidmaBigen Festsetzung
vom 13.8.2019 mit einer Zahllast von € 3.189,00.

Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 9.071,00 verbucht. Dazu liegt objektiv
eine vollendete Abgabenverkirzung nach § 33 Abs. 1 FinStrG, in der ersten Fallvariante Abs. 3
lit. a FinStrG vor.

2018:

Am 17.7.2019 wurde elektronisch eine Umsatzsteuererklarung fir 2018 eingereicht, die zu
einer bescheidmaligen Festsetzung vom 13.8.2019 mit einer Gutschrift von € 10.126,56
gefiihrt hat.

Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 9.819,79 verbucht, der objektiv als
vollendete Abgabenverkiirzung anzusehen ist. Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1 FinStrG, in der
Fallvariante Abs. 3 lit. ¢ FinStrG.

Ebenfalls am 17.7.2019 wurde elektronisch eine Einkommensteuererklarung 2017 eingereicht,
die zu einer bescheidmaRigen Festsetzung von € 4.198,00 gefiihrt hat.

Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 14.020,00 festgesetzt. Dazu liegt eine
vollendete Abgabenverkiirzung vor. Dazu liegt objektiv eine vollendete Abgabenverkiirzung
nach § 33 Abs. 1 FinStrG, in der ersten Fallvariante Abs. 3 lit. a FinStrG vor.

2019:

Die Umsatzsteuererklarung 2019 wurde am 23.3.2021 elektronisch eingereicht und fihrte zum
Erstbescheid vom 9.4.2021 mit einer Gutschrift in der Hohe von € 26.747,43.
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Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 829,70 festgesetzt, demnach ist eine
Gutschrift zu hoch geltend gemacht worden und liegt objektiv dazu eine vollendete
Abgabenverkiirzung vor. Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1, Fallvariante Abs. 3 lit. ¢ FinStrG

Die Einkommensteuererklarung 2019 wurde ebenfalls am 23.3.2021 elektronisch eingereicht
und fihrte zum Erstbescheid vom 3.5.2021 mit der Festsetzung einer Gutschrift von €
7.767,00.

Am 5.6.2023 wurde ein Nachforderungsbetrag von € 4.744,00 festgesetzt. Dazu liegt wiederum
eine vollendete Abgabenverkirzung durch Geltendmachung einer zu hohen Gutschrift vor.
Finanzvergehen nach § 33 Abs. 1, Fallvariante Abs. 3 lit. ¢ FinStrG

2020:

Mittels Umsatzsteuervoranmeldungen wurde objektiv in Summe Gutschriften von € 5.040,95
zu hoch geltend gemacht.

Zeitraum Betrag Falligkeit Einreichungstag | Buchungstag
1/2020 489,34 16.3.2020 25.2.2020
760,25
1.863,74
0,01 30.3.2020
2/2020 -2.200,94 2.3.2020
3/2020 -199,15 1.4.2020
4/2020 -7.872,19 5.5.2020
5/2020 484,16 15.7.2020 30.7.2020
6/2020 521,78 17.8.2020 28.8.2020
7/2020 -5.939,62 3.8.2020
8/2020 1.183,36 15.10.2020 29.9.2020
9/2020 -654,96 1.10.2020
10/2020 130,40 15.12.2020 1.12.2020
502,37
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655,77

11/2020 392,59 15.1.2021 21.12.2020
417,24

12/2020 334,08 15.2.2021 27.1.2021

Fir den Fall der Einreichung einer Umsatzsteuerjahreserklarung als Selbstanzeige zu
Umsatzsteuerverkirzungen im Voranmeldungsstadium ist es den Vorgaben fiir Selbstanzeigen
systematisch entgegenstehend nach § 29 Abs. 7 FinStrG fiir eine strafaufhebende Wirkung
nicht erforderlich eine Zuordnung der Verkirzungsbetrage zu den monatlichen Tatzeitraumen

vorzunehmen.

Objektiv liegen Finanzvergehen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG oder § 49 Abs. 1 lit. b FinStrG
durch Einreichung von Umsatzsteuervoranmeldungen mit nicht zustehenden Gutschriften oder
zu niedrigen Zahllasten vor.

Zahllasten waren nach § 21 UStG bei jeweiliger Falligkeit ordnungsgemald zu melden und

entrichten gewesen. Bei Annahme von Abgabenhinterziehungen sind diese bei Nichtmeldung

und Nichtentrichtung einer Zahllast bei Falligkeit erfillt. Bei Annahme von

Finanzordnungswidrigkeiten mit Nichtentrichtung binnen 5 Tagen nach Falligkeit und bei

Einreichung von unrichtigen Gutschriften ist ein Finanzvergehen jeweils mit dem

Einreichungstag objektiv erfllt.

2021:

Die Selbstanzeige flihrte zu einer Buchung fir die Jahresumsatzsteuer mit einer Gutschrift von

€ 47.825,66. Es wurden damit mittels Umsatzsteuervoranmeldungen objektiv Gutschriften von
€ 2.247,85 zu hoch geltend gemacht.

Zeitraum Betrag Falligkeitstag Einreichungstag | Buchungstag
1/2021 1.869,23 15.3.2021 23.2.2021
2/2021 251,36 15.4.2021 30.3.2021
545,27
731,45
3/2021 334,01 17.5.2021 27.4.2021
557,40
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589,01
0,01 28.5.2021
4/2021 376,07 15.6.2021 26.5.2021
469,71
734,21
0,01 28.6.2021
5/2021 364,99 15.7.2021 28.6.2021
539,43
751,57
6/2021 39,81 16.8.2021 27.7.2021
193,78
407,93
7/2021 -2.140,24 5.8.2021
8/2021 -3.132,25 6.9.2021
9/2021 -12.099,36 7.10.2021
10/2021 -4.653,58 16.11.2021
11/2021 -19.086,73 3.12.2021
12/2021 -18.775,41 26.1.2021

Objektiv liegen Finanzvergehen nach § 33 Abs. 2 lit. a FinStrG oder § 49 Abs. 1 lit. b FinStrG
durch Einreichung von Umsatzsteuervoranmeldungen mit nicht zustehenden Gutschriften oder

zu niedrigen Zahllasten vor.

Zur Verkirzung durch zu hohe Geltendmachung von Gutschriften bei bestehendem Guthaben
darf neben den gesetzlichen Vorgaben dazu auf BFG v. 23.5.2024, RV/2300001/2024,
Zuruickweisung der a.o. Rev. durch den VWGH am 24.3.2025, Ra 2024/16/0055 verwiesen

werden.
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Subjektive Tatseite:

Feststellungen zu Annahmen zur subjektiven Tatseite sind in diesem Abgabenverfahren eben
nur insoweit zu treffen, als eine Wahrscheinlichkeit flir ein ahndbares Finanzvergehen als
Anspruchsgrundlage fiir eine Abgabenerhéhung angenommen wird. Hinsichtlich
Finanzvergehen zu den unrichtigen Jahreserklarungen an Umsatzsteuer und Einkommensteuer
flr die Jahre 2016, 2017, 2018 und 2019 ware es somit ausreichend grobes Verschulden zu
unterstellen, da damit die Strafbarkeitsschwelle Gberschritten ware.

Zu anlastbaren Finanzvergehen bezliglich der Umsatzsteuer im Voranmeldungsstadium ist
jedoch zumindest die Wahrscheinlichkeit des bedingt vorsatzlichen Handelns eines
Taters/einer Taterin erforderlich.

Seit 8.8.1997 ist Dr. ***50*** steuerlicher Vertreter und seit 8.5.2019 die ***54***
steuerlicher Vertreter zur Einreichung der Abgabenerklarungen. Samtliche Jahresbescheide zu
den unrichtigen Erklarungen sowie den Bescheiden nach der abgabenbehdordlichen Priifung
wurden an den steuerlichen Vertreter zugestellt.

Zu den Ursachen fiir die Nachforderungen wurde in der Selbstanzeige ausgefiihrt:
»Richtigerweise hatte unsere Mandantschaft aber die betreffenden top. 5-6, 7-8 und 12 -
infolge nicht fremdiiblicher Vermietung an nahe Angehdrige - aus den Berechnungen der
Umsatzsteuer und der Einkiinfte aus V+V ausnehmen und anteilige Kiirzungen der Vorsteuer
sowie der Werbungskosten vornehmen missen.

Weiters wurde im Zuge der Uberarbeitung festgestellt, dass bei einem 2018 fiir die
Liegenschaften ***35*** *xxAQ*** ynd ***41*** gufgenommenen Kredit
Finanzierungskosten nicht auf die Kreditlaufzeit verteilt worden sind, ebenso bei einem 2019
fir die Liegenschaft ***40*** aufgenommenen, weiteren Kredit.“

Diesen Ausfliihrungen folgend war es demnach nicht im vereinbarten Aufgabenbereich des
steuerlichen Vertreters eine Priifung der Angemessenheit der Mieten auf Fremdublichkeit
vorzunehmen und hat die Steuerberatungskanzlei die Grundaufzeichnungen, die letztlich als
Grundlage fiir die Erstellung der Jahressteuererklarungen dienten, nicht selbst erstellt, sondern
Ubernommen den Erkldarungen zu Grunde gelegt.

Die Wahrscheinlichkeit fir eine unmittelbare Taterschaft verbleibt demnach bei der
Abgabepflichtigen.

Sie ist bereits seit 1996 Eigentlimerin der verfahrensgegenstandlichen Liegenschaft und hat
zudem zwei weitere Liegenschaften. Neben ihren Pensionseinkiinften als ehemalige
Beschaftigte bei ihrem verstorbenen Gatten erzielt sie seit fast genau drei Jahrzehnten
Einklnfte aus Vermietung und Verpachtung, daher ist bei ihr branchenspezifisches
Grundwissen zu unterstellen.
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Als fremdibliche Miete ist entweder die Marktmiete (bei Vorliegen eines funktionierenden
Mietenmarkts) oder die sogenannte Renditemiete (sofern kein funktionierender Mietenmarkt
vorliegt; in der Regel zwischen 3% bis 5% der Anschaffungs- oder Herstellungskosten)
heranzuziehen, diese Grundregel findet man auf Anhieb als schlichte Internetauskunft.

Ein einziger Blick auf die Aufstellungen zur verfahrensgegenstandlichen Liegenschaft zeigt, dass
die den Kindern der Bf. vermieteten Wohnungen zu einem Mietpreis angesetzt wurden, der in
keiner Relation zur GroRe der Objekte steht und daher niemals fremde Personen zu diesen
Konditionen hatten Wohnungen anmieten kénnen.

Fremdublichkeit liegt vor, wenn die Geschaftsabwicklung nicht von jener abweicht, die mit
fremden bzw. gesellschaftsfremden Personen erfolgen wiirde, ist eine steuerrechtliche
Definition dazu.

Nach der Wahrscheinlichkeitsprifung kannte sowohl die Vermieterin die Hohe der
verrechneten Mieten als auch die Hausverwaltung, die in diesem Fall in die Berechnung der
Umsatzsteuervorauszahlungen eingebunden war. Mieten werden regelmaRig angepasst, dazu
kommt es zu Gesprachen zwischen Eigentlimern und Hausverwaltung, daher ist von einer
Kenntnis der Eigentiimerin auszugehen, dass ca. % der Wohnflache ihres Hauses liber viele
Jahre hinweg nicht fremdiiblich vermietet wurde.

Wenn nicht fremdiblich vermietet wird, steht es auch nicht zu, Vorsteuern fir
Sanierungsarbeiten in voller Hohe abzuziehen und alle liegenschaftsbezogenen Ausgaben zur
Ganze steuerlich relevant anzusetzen, das ist ein daran anschliefendes branchenspezifisches
Grundwissen Uber das die Bf. sowie die Hausverwaltung verfiigt haben.

Unbestritten wurden 26,83 % der Liegenschaft nicht fremdublich vermietet und unter
Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige- und Offenlegungspflicht unrichtige Erklarungen
eingereicht und Abgaben damit verkiirzt.

Wenn eine Person seit Jahrzehnten als Vermieterin Einklinfte erzielt, in diesem Zeitraum
umfangreiche Sanierungen vornimmt und stets alle Kosten zu ihren steuerlichen Gunsten
vollstandig absetzt, kann der Wahrscheinlichkeit zu einer Annahme folgend nur von zumindest
bedingtem Vorsatz ausgegangen werden.

Die Wahrscheinlichkeit spricht dafiir, dass es die Bf. ernstlich fir moglich gehalten und sich
damit abgefunden hat, dass ihre Jahressteuererklarungen unrichtig sind und unrichtige
Bescheide erwirkt werden und fiir die Jahre 2020 und 2021 mittels Voranmeldungen unrichtige
Zahllasten gemeldet bzw. zu hohe, nicht zustehende, Gutschriften geltend gemacht wurden.
Die Wahrscheinlichkeit spricht in diesem Zusammenhang zudem dafiir, dass dieses Vorgehen
auch bei Bearbeitung der Unterlagen in der Hausverwaltung bekannt wurde und eine
Beteiligung an diesen Abgabenhinterziehungen vorliegt.
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Es liegt kein Einzelfallvorbringen zu aulRergewdhnlichen Umstanden vor, das diese auf
Wahrscheinlichkeit beruhende Annahme hatte entkraften kénnen.

Der Umstand, dass der steuerliche Vertreter die Niederschrift zur Schlussbesprechung
unterfertigt hat, in der ansatzweise ja auch Ausfilhrungen zum bedingten Vorsatz als
Schuldform aufscheinen, bestétigt zudem die Wahrscheinlichkeitsannahme.

Eine weitere Teilprifung zu konkret anzulastenden Finanzvergehen, ob fiir die
Umsatzsteuervoranmeldungszeitraume 2020 und 2021 von Finanzordnungswidrigkeiten nach &
49 FinStrG oder Abgabenhinterziehungen nach § 33 FinStrG auszugehen ist, ist in diesem
Zusammenhang nicht mehr vorzunehmen, die Wahrscheinlichkeit spricht dafir, dass
zumindest bedingt vorsatzlich zu niedrige monatliche Zahlungen von Vorauszahlungen
geleistet bzw. zu hohe, nicht zustehende Gutschriften geltend gemacht wurden.

Zur unrichtigen Behandlung der Kreditfinanzierungskosten mag auch lediglich grobe
Fahrlassigkeit vorliegen, jedoch ware dies im Zusammenhang mit dem Tatbegriff - kleinste
nicht mehr teilbare Einheit ist die Verkiirzung einer bestimmten Abgabe fiir einen bestimmten
Tatzeitraum — in einem Strafverfahren lediglich bei einer Strafbemessung zu bertcksichtigen
und spielt diese Annahme in diesem Abgabenverfahren keine entscheidende Rolle, da auch
dazu eine Strafbarkeitsschwelle tGberschritten ist, da branchenspezifisches Wissen auch
umfasst, dass nicht alle Aufwendungen sofort abgesetzt werden kénnen und die Bf. sich bei
ordnungsgemalier Sorgfaltswahrnehmung zur Absetzbarkeit bei der steuerlichen Vertretung
dazu hatte erkundigen missen. Es ist ihr zu diesem Faktum zumindest die Schuldform der

groben Fahrlassigkeit zu unterstellen.

Die Anspruchsgrundlagen fiir Abgabenerhéhungen nach § 29 Abs. 6 FinStrG sind somit
gegeben.

Berechnung der Abgabenerhéhung:
VWGH v. 3.6.2020, Ra 2019/16/0125:

Die Abgabenerhdhung gilt nach § 29 Abs. 6 letzter Satz FinStrG als Nebenanspruch iSd § 3 Abs.
2 lit. a BAO. Die Abgabenerhohung betrifft eine konkrete Abgabe. Steuern einer bestimmten
Steuerart fur verschiedene Jahre stellen eigene Abgaben (u.a mit unterschiedlichem

Entstehungszeitpunkt) dar.

Wenn auch eine Selbstanzeige mehrere Finanzvergehen betreffen mag, ist die strafbefreiende
Wirkung einer solchen Selbstanzeige fiir jedes einzelne Finanzvergehen zu prifen. Die dazu
allenfalls erforderliche Abgabenerh6hung bezieht sich dementsprechend auf eine konkrete
Abgabe. Dass mehrere Abgabenerh6hungen - wie auch mehrere Abgaben - in einem
Sammelbescheid vorgeschrieben werden kdnnen, dndert daran nichts.
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Dass die Hohe der Abgabenerhéhung, namlich der Prozentsatz der Mehrbetrage, von der
Summe der sich aus einer Selbstanzeige ergebenden Mehrbetrage abhangt und nicht von der
Hohe des Mehrbetrages an einer Abgabe, lasst die Beurteilung der einzelnen
Abgabenerhdhung als Nebenanspruch zu einer konkreten Abgabe unberihrt (vgl. etwa auch
die Zusammenrechnung strafbestimmender Wertbetrage zur Frage der Gerichtszustandigkeit
bei zusammentreffenden Finanzvergehen - § 53 Abs. 1 FinStrG).

Bei einer mehrere Jahre (und allenfalls auch mehrere Abgabenarten), sohin mehrere Abgaben
betreffenden Selbstanzeige ist nicht eine Abgabenerhéhung, sondern sind mehrere
Abgabenerhdhungen, namlich je eine fiir jede einzelne Abgabe (allenfalls in einem
Sammelbescheid) festzusetzen.

Die Bemessungsgrundlage als Summe aller Verkiirzungsbetrage hinsichtlich derer die
Wahrscheinlichkeit fiir Finanzvergehen spricht, ist € 51.273,59. Somit findet jeweils ein Satz
von 15 % Anwendung.

Der Berechnungsfehler war im Erkenntnisspruch zu korrigieren und eine Nachfestsetzung

vorzunehmen.

Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 24. Juli 2025

24 von 24



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zum Verwaltungsgeschehen:
	Zu Spruchpunkt II. (Revision)



